
   

 
 

Sehr geehrte Frau Lischewski, 

haben Sie vielen Dank für die Übermittlung Ihrer Wahlprüfsteine anlässlich der 
Bundestagswahl 2017. Wir freuen uns sehr über Ihr Interesse an den Positionen der 
Freien Demokraten und nehmen zu Ihren Fragen beziehungsweise Forderungen 
gerne wie folgt Stellung: 

1. Zurzeit wird die geschlechtsspezifische Ungleichheit in der Erwerbsarbeit in die 
Altersruhegelder verlängert. Durch welche Maßnahmen wollen Sie dazu beitragen, 
dass die Gesetzliche Rentenversicherung gestärkt und deren Drei-Säulen-Modell 
zugunsten eines Modells mit Sockelbetrag und leistungsbezogener Aufstockung 
reformiert sowie für alle Erwerbstätigen verpflichtend wird?  

Eine ausgewogene Altersvorsorge für Männer und Frauen kann nur mit einer 
Kombination aus unterschiedlichen Quellen erfolgen. Wir Freie Demokraten wollen 
die Altersvorsorge nach dem Baukastenprinzip organisieren. So kann sich jeder 
flexibel die Altersvorsorge zusammenstellen, die zu seinem Lebensweg passt. Es muss 
ganz selbstverständlich werden, dass eine individuelle Kombination verschiedener 
Elemente das spätere Alterseinkommen ausmacht. Es ist unumgänglich, das 
Rentenniveau in der gesetzlichen Rente daran anzupassen, dass die Menschen in 
Deutschland immer älter und zugleich weniger werden. Als einzige Alternative zu 
drastisch steigenden Beitragssätzen ist die ergänzende Vorsorge unverzichtbar. 

Betriebliche und private Altersvorsorge müssen daher attraktiver werden. Zum 
Beispiel durch mehr Verbraucherfreundlichkeit und Vergleichbarkeit der Produkte. 
Zudem sollte ergänzende Altersvorsorge auf eine breitere Basis gestellt werden. Dazu 
sollte in allen Bereichen geförderter Altersvorsorge die Möglichkeit ausgeweitet 
werden, auch in Infrastruktur, Aktien und andere Unternehmensbeteiligungen zu 
investieren. So könnte die Mitte der Gesellschaft auch stärker an den Chancen von 
Globalisierung und Digitalisierung teilhaben. 

Unser Berufsleben wird zudem immer bunter. Gerade in der digitalen Arbeitswelt 
warten viele neue Tätigkeitsfelder und Geschäftsideen. Daher wird sich auch die 
berufliche Situation vieler Menschen häufiger verändern. Sie können öfter zwischen 
Anstellung und Selbstständigkeit, Voll- und Teilzeit sowie In- und Ausland wechseln. 
All das muss ohne Nachteile für die eigene Alterssicherung möglich sein. Wer etwa 
aus der Anstellung in die Selbstständigkeit wechseln will, darf nicht benachteiligt 
werden, sondern muss zum Beispiel seine Riester-Förderung im „Rentenbaukasten“ 
behalten können. Diese soll daher künftig ganz einfach allen zur Verfügung stehen. 



Wir Freie Demokraten sind der Ansicht, dass verschiedene Alterssicherungssysteme 
wie die gesetzliche Rentenversicherung und die Versorgungswerke der freien Berufe 
sowie individuelle Lösungen sich bewährt haben und zu einer soliden 
Basisabsicherung für das Alter beitragen. Eine Überführung anderer 
Versorgungssysteme in die gesetzliche Rentenversicherung wäre nicht nur mit 
erheblichen rechtlichen Problemen verbunden, sondern würde zugleich auch die 
Aufgabe bewährter Systeme bedeuten. Wir wollen die berufsständischen 
Versorgungswerke und die Möglichkeit zur Gründung weiterer Versorgungswerke 
dauerhaft erhalten. Zunehmend sind ehemalige Selbstständige auf Leistungen der 
Grundsicherung angewiesen, für die die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 
aufkommen müssen. Um dieser Gefahr vorzubeugen, sollen Selbstständige künftig 
für eine Basisabsicherung im Alter vorsorgen. Dies soll zu einer Absicherung oberhalb 
des Grundsicherungsniveaus führen. Alle Selbstständigen, die nicht Pflichtmitglied in 
einem berufsspezifischen Alterssicherungssystem sind, sollen dabei die Freiheit 
haben, ihre Vorsorgeform selbst zu wählen. Zusätzlich zu dieser Wahlfreiheit wollen 
wir weitreichende Übergangsvorschriften und Karenzzeiten bei jeder Gründung 
schaffen. 

2. Das Durchschnittseinkommen von Frauen ist wesentlich geringer als das von 
Männern. Wie setzen Sie sich für eine Überwindung des Gender-Pay-Gaps und des 
Gender-Pension-Gaps ein? Sind Sie bereit, Frauen als Ausgleich für ihre strukturelle 
Benachteiligung in der Erwerbsarbeit zusätzliche Rentenpunkte anzurechnen? 
Wenn ja, wie viele? Wenn nein, welche Maßnahmen halten Sie für geeigneter?  

Die Lohnlücke zwischen Männern und Frauen liegt in Deutschland nach 
Herausrechnen von statistisch messbaren Unterschieden bei ungefähr sieben 
Prozent. Das heißt, dass ein großer Teil der Lohnunterschiede zwischen Männern und 
Frauen ein Resultat der Rahmenbedingungen sind. Anstatt mit gesetzlichen Mitteln 
Lohngleichheit zu erzwingen oder Rentenpunkte anzurechnen, sorgen wir Freie 
Demokraten dafür, dass Frauen eine bessere Möglichkeit zur Entwicklung 
erhalten. Wir setzen uns für Chancengleichheit von Frauen und Männern ein. Wir 
wollen, dass jeder Mann und jede Frau passende Rahmenbedingungen vorfindet, um 
das eigene Potential voll zu entfalten und das Leben nach eigener Vorstellung zu 
gestalten. Wir setzen uns dafür ein, dass alle Eltern frei entscheiden können, welches 
Arbeitsmodell sie wählen. Damit Väter und Mütter Beruf und Familie besser 
vereinbaren können, wollen wir flexible Angebote zur Kinderbetreuung, auch in 
Betrieben, fördern. Einseitige Modelle, wie die Steuerklasse V, wollen wir abschaffen. 
Um Karrierehürden gerade für Frauen abzubauen, wollen wir Freie Demokraten für 
einen flexiblen Arbeitsmarkt sorgen. Eine Studie des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung zeigt, dass das größte Hindernis für „Frauen im Chefsessel“ 
Pausen im Arbeitsleben oder phasenweise Teilzeit darstellen. Um diese Hürden zu 
überwinden, setzen wir uns für flexible Arbeitszeitmodelle und digitale Arbeitsplätze 
ein. So wird zeit- und ortsunabhängiges Arbeiten möglich, sodass Familie und Job 
leichter vereinbar sind. Ferner wollen wir Frauen noch stärker ermuntern, klassische 
Männerbranchen zu erobern, deren Jobs meist besser bezahlt sind als diejenigen, die 



viele Frauen traditionell ergreifen. So kann die Lohnlücke zwischen den 
Geschlechtern verkleinert werden. Genauso müssen gesellschaftliche Hemmnisse 
abgebaut werden, wenn Männer vermeintliche Frauenberufe ergreifen. 

3. Sind Sie bereit, sich dafür einzusetzen, dass das Mustereinkommen, das der 
Altersrente zugrunde liegt, nach Geschlechtern getrennt berechnet wird?  

Wie in Frage 2 erläutert, wollen wir Freie Demokraten nicht mit Gesetzen 
Lohngleichheit erzwingen, sondern setzen uns vielmehr für mehr 
Chancengerechtigkeit und bessere Rahmenbedingungen für Frauen ein. Hier wollen 
wir bei den Erwerbsbiographien ansetzen, und vor allem Frauen eine möglichst 
durchgängige Erwerbsbiographie ermöglichen, zum Beispiel durch bessere 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Außerdem wollen wir die Bürgerinnen und 
Bürger von Steuern entlasten, damit ihnen mehr bleibt, privat für das Alter 
vorzusorgen. Freiwillige Altersvorsorge muss sich immer lohnen. Daher wollen wir die 
Anrechnung von Einkünften aus privater und betrieblicher Altersvorsorge auf die 
Grundsicherung soweit reduzieren, dass sich ergänzende freiwillige Vorsorge auch für 
Geringverdiener im Alter immer auszahlt. 

4. Welche Pläne haben Sie, die unentgeltlichen Leistungen, die Frauen im Bereich 
Sorgearbeit und Kindererziehung erbringen, bei den berechnungsrelevanten Zeiten 
stärker und gerechter zu berücksichtigen?  

Leistungen, wie zum Beispiel höhere Renten wegen Kindererziehung oder wegen der 
Pflege von Angehörigen erfolgen im gesamtgesellschaftlichen Interesse. Wir fordern 
daher, dass diese zwingend aus dem Bundeshaushalt finanziert werden. 

Wenn Frauen Zeiten ihres Berufslebens für Kindererziehung oder Pflege von 
Angehörigen verwenden, dürfen sie dadurch nicht benachteiligt werden. Pflegende 
Angehörige leisten unbestritten einen wesentlichen Beitrag zur Pflegesituation in 
Deutschland und wir Freie Demokraten setzen uns dafür ein, die Situation der 
Pflegenden zu stärken. Wir Freie Demokraten befürworten ferner flexible 
Teilzeitmodelle, die für Frauen und Männer gleichermaßen attraktiv sind - auch in 
Leitungspositionen, um mehr Wahlfreiheit bei der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf beziehungsweise Pflege und Beruf zu ermöglichen. 

Wir Freie Demokraten setzen uns für Chancengleichheit von Frauen und Männern 
ein. Wir wollen, dass jeder Mann und jede Frau passende Rahmenbedingungen 
vorfindet, um das eigene Potential voll zu entfalten und das Leben nach eigener 
Vorstellung zu gestalten. Wir setzen uns dafür ein, dass alle Eltern frei entscheiden 
können, welches Arbeitsmodell sie wählen. Damit Väter und Mütter Beruf und 
Familie besser vereinbaren können, wollen wir flexible Angebote zur 
Kinderbetreuung, auch in Betrieben, fördern. 



5. Heute erreichen kaum noch Arbeitnehmer die 45 Jahre Erwerbstätigkeit, die 
Grundlage der Durchschnittsrente sind. Gerade bei Frauen liegt die 
durchschnittliche Höhe der Beitragsjahre wesentlich unter den 45 Jahren des 
sogenannten „Eckrentners“. Deshalb bedarf es einer geschlechtsspezifisch an die 
Lebensarbeitszeit angepasste und entsprechend abgesenkte Höhe der 
Beitragsjahre. Was werden Sie dafür tun?  

Wir Freie Demokraten wollen weder an einem festen Renteneintrittsalter festhalten, 
noch geschlechtsspezifische Eintrittsgrenzen festsetzen. Stattdessen wollen wir allen 
Älteren einen flexiblen Übergang in den Ruhestand ermöglichen. Dazu wollen wir ein 
politisch festgelegtes Renteneintrittsalter und die Hinzuverdienstgrenzen abschaffen. 

Ob 63, 67 oder sogar 70 – starre Altersgrenzen für den Renteneintritt werden den 
verschiedenen Lebensentwürfen längst nicht mehr gerecht. Gerade der flexible 
Renteneintritt schafft den notwendigen Freiraum für die Vereinbarkeit von Familie 
und Arbeit. Viele Ältere sind heute länger fit und aktiv. Sie wollen ihre Erfahrungen 
weitergeben oder sogar nochmal etwas Neues ausprobieren. Andere wiederum 
können oder wollen im Alter nicht mehr arbeiten. Daher soll künftig die einfache 
Regel gelten: Ab 60 entscheidet jeder selbst, wann er in Rente geht. Wer früher in 
Rente geht, bekommt eine geringere, wer später geht, eine entsprechend höhere 
Rente. Voraussetzung für den früheren Renteneintritt ist nur, dass das Einkommen 
aus gesetzlicher Rente und sonstiger Altersvorsorge über dem 
Grundsicherungsniveau liegt – also das Existenzminimum abgesichert ist. In der Folge 
muss sichergestellt werden, dass die länger arbeitenden Älteren bei der 
Rentenbesteuerung nicht durch die Erhöhung des zu versteuernden Rentenanteils 
„bestraft“ werden. Die Grundlagen für die gesetzliche Rente müssen im Osten und 
Westen unseres Landes gleich sein. Die Höhe der Rente berechnet sich anhand der 
durchschnittlichen Lebenserwartung der jeweiligen Generation und kann sich über 
die Jahre verändern. Dieser jahrgangsindividuelle Faktor sorgt für eine solide 
Finanzierung und einen fairen Ausgleich zwischen den Generationen. Damit trägt jede 
Generation ihre eigenen Kosten und bürdet sie nicht den nachfolgenden 
Generationen auf. Politische Eingriffe in die langfristige Rentenformel lehnen wir ab. 
Dazu gehört auch eine sogenannte Rentengarantie. 

Wer sich nicht gleich voll zur Ruhe setzen, sondern noch Teilzeit arbeiten möchte, soll 
es auch einfacher haben als heute. Momentan müssen noch viele Menschen 
Rentenkürzungen hinnehmen, wenn sie Teilrente und Teilzeitarbeit kombinieren oder 
nach dem vollen Renteneintritt doch noch einmal wieder arbeiten wollen. Das macht 
das Arbeiten im Alter für viele unattraktiv. Deshalb wollen wir alle 
Hinzuverdienstgrenzen neben dem Rentenbezug abschaffen. So kann jeder den 
Übergang in den Ruhestand so flexibel gestalten, wie er möchte. Und auch die 
ständigen Diskussionen über die Anhebung des fixen Renteneintrittsalters erübrigen 
sich. 



Unabhängig davon setzen wir uns für eine Stärkung der Erwerbsminderungsrenten 
ein. Dies ist in einem sich wandelnden Arbeitsmarkt einen wichtige Aufgabe. Die 
aktuellen Änderungen der Bundesregierung sind wahrscheinlich keine allein 
wirksame Lösung. Wer nach Jahren der Beitragszahlung durch einen Schicksalsschlag 
erwerbsunfähig wird, darf nicht zum Sozialfall werden. Um dies zu erreichen, muss 
unter anderem auch das Zusammenspiel zwischen gesetzlicher Rente und privater 
Absicherung im Erwerbsminderungsfall noch einmal betrachtet werden. 

6. Rentensplitting in Ehe und eingetragener Lebenspartnerschaft ist zurzeit nur auf 
Antrag möglich. Planen Sie, Rentensplitting zum gesetzlichen Normalfall zu machen, 
um den gering Verdienenden in Partnerschaften – in der Regel den Frauen – eine 
eigenständige Existenzsicherung im Alter zu ermöglichen? Damit haben auch ältere 
und alte Frauen die Möglichkeit, sich ohne existenzielle finanzielle Bedrohung für 
eine offen gelebte gleichgeschlechtliche Partnerschaft zu entscheiden.  

Aus unserer Sicht sollte hier die Wahlfreiheit erhalten bleiben. 

Weitere Informationen zu unseren Positionen finden Sie in unserem 
Bundestagswahlprogramm sowie auf www.fdp.de. 

Mit besten Grüßen 

Ihr 

Team Programm und Analyse 
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